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Nameixs der Bundesregierung beantworte ich die 
obenbezeichnete Kleine Anfrage im Einvernehmen 
mit dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft wie 
folgt: 

Zu Frage 1 (Ist die Bundesregierung der Auffas- 
sung, daß sie mit den bundeseigenen 
Werften, der Howaldtswerke Hamburg 
AG und der Kieler Howaldtswerke AG, 
einen wesentlichen Beitrag zur Verbes- 
serung der Struktur der deutschen 
Werftindustrie leisten kann?) 

Die Prüfung der Frage, wie die Stellung der deut- 
schen Schiffbauindustrie im internationalen Wett- 
bewerb verbessert werden kann, hat u. a. zu der 
Überlegung geführt, daß auch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland durch Zusammenschlüsse unter den 
Werften größere und wettbewerbsfähigere Unter- 
nehmen, wie sie insbesondere in Japan schon be- 
stehen, geschaffen werden sollten. Der Bund ist 
Eigentümer von zwei der größten deutschen Werf- 
ten, der Howaldtswerke Hamburg AG und der Kie- 
ler Howaldtswerke AG, die als größte deutsche 
Werften nach der Zahl der abgelieferten Bruttoregi- 
stertonnen den elften Platz unter den Werften der 
Welt einnehmen. Mit beiden Werften, die zusammen 
mit etwa einem Drittel an der deutschen Schiffbau- 
produktion beteiligt sind, kann der Bund maßgeblich 
bei der Konzentration unter den Großwerften mit- 
wirken und damit wesentlich zur Verbesserung der 
Struktur der deutschen Werftindustrie beitragen. 

Zu Frage 2 (Welche konkreten Absichten hatte die 
Bundesregierung in bezug auf die Fusio- 
nierung der Werften?) 


Der naheliegende Gedanke, die beiden bundeseige- 
nen Werften zusammenzufassen und damit eine 
leistungsfähige Großwerft innerhalb des industriel- 
len Bundesvermögens zu schaffen, ist im Interesse 
möglicher größerer Lösungen zunächst zurückge- 
stellt worden. Möglichkeiten für größere Zusammen- 
schlüsse zeigten sich unter den vier Hamburger 
Großwerften Blohm & Voss AG, Deutsche Werft AG, 
Howaldtswerke Hamburg AG und H.C. Stülcken 
Sohn. 

Verhandlungen zwischen der nicht konzern gebunde- 
nen Howaldtswerke Hamburg AG und dem Fami- 
lienunternehmen H. C. Stülcken Sohn, das Anleh- 
nung suchen mußte, ergaben einen erfolgverspre- 
chenden Ansatzpunkt für eine baldige Realisierung 
dieser Möglichkeiten. Es gelang, die Siemens & 
Halske AG für eine Beteiligung an der geplanten 
Werftgruppe zu gewinnen, so daß auch eine wesent- 
liche Verbreiterung der Kapitalbasis gesichert er- 
schien. 

Die Verhandlungspartner hatten übereinstimmend 
den Wunsch, die Werftgruppe zu erweitern. Eine 
Fusion aller vier Hamburger Großwerften erwies 
sich aber schon im Hinblick auf die Vielfalt der in 
diesem Falle zu koordinierenden Interessen als nicht 
zweckmäßig. Auch waren weder die Blohm & Voss 
AG noch die Deutsche Werft AG bereit, einer sol- 
chen Vierer-Lösung zuzustimmen. Das Bundesschatz- 
ministerium, die Siemens & Halske AG und H. C. 
Stülcken Sohn vereinbarten bei dieser Sachlage, die 
geplante Zwei-Werften-Gruppe in einer zweiten 
Stufe um eine weitere Werft ~ entweder die Blohm 
& Voss AG oder die Deutsche Werft AG - zu ver- 
größern. 
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Die Blohm & Voss AG hat in der Frage der Werft- 
konzentration ihren Standpunkt wiederholt gewech- 
selt und ihre Zurückhaltung erst im fortgeschritte- 
nen Stadium der Verhandlungen endgültig aufge- 
geben, während die Deutsche Werft AG von Anfang 
an bereit war, sich an einem Zusammenschluß von 
Werften zu beteiligen. 

Eine Drei-Werften-Lösung unter Einschluß der 
Blohm & Voss AG bot sich allerdings an, weil die 
Werftplätze der Blohm & Voss AG, von H. C. Stül- 
cken Sohn und der Howaldtswerke Hamburg AG be- 
nachbart sind. Diese drei Unternehmen haben auch 
eine gleiche unternehmerische Konzeption, die auf 
einen wesentlichen Anteil nicht schiffbaugebundener 
Fertigung ausgerichtet ist. Die Deutsche Werft AG 
und die Kieler Howaldtswerke AG gehören dagegen 
zu Unternehmensgruppen mit breitgestreutem Pro- 
duktionsprogramm. Diese Werften haben sich des- 
halb fast ausschließlich auf den Schiffbau beschränkt. 
Der Zusammenschluß der Howaldtswerke Hamburg 
AG mit H. C. Stülcken Sohn und der Blohm & Voss 
AG unter Beteiligung der Siemens & Halske AG 
hätte möglicherweise zu einer engen Zusammen- 
arbeit zwischen der Deutsche Werft AG und der 
Kieler Howaldtswerke AG geführt. 

Zu Frage 3 (Welches sind die Gründe, die dazu 
führten, daß die bisherigen Verhandlun- 
gen mit Hamburger Werften nicht zu der 
angestrebten großen Werftlösung ge- 
führt haben?) 

Kurz vor dem Abschluß der Verhandlungen über 
den Zusammenschluß der Howaidswerke Hamburg 
AG mit der H. C. Stülcken Sohn unter Beteiligung 
der Siemens & Halske AG wurde am 18. Februar 
1966 bekannt, daß die Blohm & Voss AG die Firma 
H. C. Stülcken Sohn übernommen hat. Der Verlauf 
der Verhandlungen wird im folgenden eingehend 
dargestellt, um die ungewöhnlichen Begleitumstände 
des Zusammenschlusses der Blohm &. Voss AG mit 
der H. C. Stülcken Sohn erkennbar zu machen. 

Im Februar 1965 wurden nach den ersten Fühlung- 
nahmen zwischen der Howaldtswerke Hamburg AG 
und H. C. Stülcken Sohn Sachverständige beauftragt, 
beide Unternehmen nach einheitlichen Grundsätzen 
zu bewerten. Diese Bewertung war erforderlich, um 
Anhaltspunkte für die Preisverhandlungen mit H. 
C. Stülcken Sohn zu gewinnen, den Bezugskurs für 
den Erwerb von Aktien durch die Siemens & Halske 
AG zu ermitteln und eine Grundlage für die not- 
wendigen haushaltsrechtlichen Entscheidungen zu 
schaffen. Die Bewertung von Werften erfordert 
wegen der hohen Risiken im Schiffbau und der un- 
befriedigenden Ertragslage der letzten Jahre sehr 
eingehende Untersuchungen. Das Bewertungsergeb- 
nis lag daher trotz Beschleunigung der Arbeiten erst 
im Oktober 1965 vor. 

Der Aufsichtsrat der Howaldtswerke Hamburg AG 
billigte am 26. November 1965 den Zusammenschluß. 


Die Siemens & Halske AG erklärte am 16. Dezember 
1965 gegenüber dem Bundesschatzministerium ihr 
Einverständnis zu einer Beteiligung unter den sich 
aus dem Sachverständigengutachten ergebenden Be- 
dingungen. Der Beirat und die Gesellschafterver- 
sammlung der Werft H. C, Stülcken Sohn hatten be- 
reits am 22. November 1965 dem Zusammenschluß 
mit der Howaldtswerke Hamburg AG auf der 
Grundlage des Sachverständigengutachtens unter 
der Voraussetzung der Klärung einer zwischen H. C. 
Stülcken Sohn und dem Bundesministerium der Ver- 
teidigung streitigen, die Umsatzsteuerrückvergütung 
betreffenden Abrechnungsfrage zugestimmt. 

Bei der streitigen Abrechnungsfrage handelt es sich 
nicht um eine Abgabeschuld, sondern um eine ver- 
tragliche Forderung des Bundes. Sie resultiert aus 
Schiffbauaufträgen, die der Bundesminister der Ver- 
teidigung an H. C. Stülcken Sohn zu Selbstkosten- 
erstattungspreisen vergeben hat. Die Werft hat die 
von ihr entrichtete Umsatzsteuer als Bestandteil 
ihrer Selbstkosten abgerechnet. Einen Teil dieser 
Umsatzsteuer hat die Firma in Form der Ausfuhr- 
vergütung im Rahmen gesetzlicher Bestimmungen 
von der Steuerverwaltung zurückerhalten. Diese Be- 
träge hätte sie bei Abrechnung der Aufträge des 
Bundesministers der Verteidigung von den geltend 
gemachten Selbstkosten absetzen müssen. Das ist 
aber nicht geschehen, so daß der Bund aus Schiff- 
bauaufträgen Vertragsansprüche gegen H. C. Stül- 
cken Sohn hat, die allerdings von dem Unternehmen 
bestritten werden. H. C. Stülcken Sohn hat einen 
Antrag auf Niederschlagung dieser Forderung des 
Bundes gestellt, weil nach seiner Ansicht ihre Ein- 
ziehung eine besondere Härte bedeutet hätte. Die 
Entscheidung über den Antrag hatte der für diesen 
Bereich zuständige Bundesminister der Finanzen zu 
treffen. In diesem Falle war aber auch der Bundes- 
rechnungshof zu beteiligen, weil er die noch aus- 
stehende Forderung des Bundes bei der Rechnungs- 
prüfung festgestelit hatte und deshalb nach § 104 
der Reichshaushaltsordnung vor einer Niederschla- 
gung angehört werden muß. 

Die Firma H. C. Stülcken Sohn mußte in die Lage 
versetzt werden, den Zeitraum der Verhandlungen 
über die Regelung der streitigen Abrechnungsfrage 
ohne wirtschaftlichen Druck zu überstehen. Der 
Bundesminister der Verteidigung hat H. C. Stülcken 
Sohn in diesem Zusammenhang einen Auftrag für 
den Bau von zwei Minentransportern erteilt, so daß 
dem Unternehmen über die üblichen Vorauszahlun- 
gen Liquidität zufließen konnte. Stülcken hat vor 
Vergabe dieses Auftrages am 10. Dezember 1965 
mitgeteilt, „daß laut Beschluß der Gesellschafter- 
versammlung meiner Firma vom 22. 11. 1965 der 
Fusion mit der Howaldtswerke Hamburg AG auf 
Basis des Gutachtens des Herrn Liholm vom 6. 11. 
1965 unter der Voraussetzung der Klärung der Frage 
der Umsatzsteuerrückvergütung zugestimmt worden 
ist. Der gleiche Beschluß wurde am selben Tage 
seitens des Beirats meiner Gesellschaft gefaßt." 
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Am 29. Dezember 1965 teilte das Bundesschatzmini- 
sleriiiin in einer mit ff. C. Stülcken Sohn und der 
Siemens & Halske AG im V/orllaut ahgestimmten 
Presseerklärung mit, daß „in Verhandlungen zwi- 
schen den Werften Ilowaldts werke Ilamburg AG 
und H. C. Stülcken Sohn, der Siemens & Halske AG 
und dem Bundesschatzministerium als Vertreter des 
Eigentümers der Howaldtswerke Hamburg AG 
Einigkeit über den Zusammenschluß beider Werften 
unter Beteiligung der Siemens & Halske AG erzielt 
worden" sei. Im Hinblick auf das grundsätzliche Ein- 
vernehmen über den Zusammenschluß haben der 
Vorstand der Hov/aldts werke Hamburg AG und die 
Geschäftsleitung von H. C. Stülcken Sohn seit dem 
2. Januar 1966 regelmäßig gemeinsame Sitzungen 
abgehalten, in denen die wesentlichen geschäfts- 
politischon Fragen gemeinsam beraten und entschie- 
den wunden. 

Die Zeit bis zur Regelung der zwischen dom Bun- 
desminister der Verteidigung und H. C. Stülcken 
Sohn streitigen Abrechnungsfrage wurde dazu be- 
nützt, das Vertragswerk zwischen den beteiligten 
Firmen und dem Bund vorzubereiten. Eine Lesung 
dieses Vertrags Werkes war für den 16. Februar 1966 
vorgesehen. Am 17. Februar 1966 sollten offenge- 
bliebene Fragen, darunter die der Besetzung der 
Organe des neuen Unternehmens, zwischen der 
Siemens & Halske AG, den Eigentümern von H. C. 
Stülcken Sohn und dom Bundesschatzminister be- 
sprochen werden. Bis dahin war auch der Vorschlag 
dos Bundesministers der Finanzen über die streitige 
Abrechnungsfrage zu erwarten. 

Diese Besprechungen wurden von H. C. Stülcken 
Sohn nicht abgewarlet. Wie nachträglich bekannt 
wurde, verhandelte Stülcken am 13. Februar 1966 
bereits mit Vertretern der Blohm & Voss AG. Die 
turnusmäßige gemeinsame Vorstandssitzung mit der 
Howaldtswunke Hamburg AG wurde zwar von den 
Vertretern von H. C. Stülcken Sohn am 14. Februar 
1966 noch wahrgenommen, am gleichen Tage wurde 
aber der Entwurf eines Vertrages zwischen H. C. 
Stülcken Sohn und der Blohm & Voss AG den Ge- 
sellschaftern der H. C. Stülcken Sohn vorgelegt und 
der Vertrag am 15. Februar 1966 unterschrieben. 
Stülcken hat am 15. Februar 1966 nachmittags mit 
Fernschreiben die Teilnahme an den für den 16. und 
17. Februar 1966 im Bundesschatzministcrium ange- 
setzten Besprechungen abgesagt, ohne mitzutcilen, 
daß Stülcken sich inzwischen anderweitig gebunden 
hatte. 

Auch die übrigen Verhandlungspartner, die Siemens 
& Halske AG und die Howaldtswerke Hamburg AG, 
wurden zu diesem Zeitpunkt von Stülcken nicht 
davon unterrichtet, daß H. C. Stülcken Sohn wegen 
der inzwüschen nach anderer Seite hin cingegange- 
nen Bindungen nicht mehr in der Lage war, die 
Vertragsverhandlungcn fortzusetzen. 

Die Partner der ersten Stufe, die im November und 
Dezember 1965 grundsätzlich Einigkeit über den Zu- 
sammenschluß der Howaldtswerke Flamburg AG mit 


der tl. C. Stülcken Sohn unter Beteiligung der Si('- 
rnens Halske AG erzielt hatten, wolltcm die Er- 
weiterung der Gruppe um eine dritte Werlt rasch 
folgen lassen, weil wichtige geschäftspolitische Ent- 
scheidungen, insbesondere über die Gestaltung des 
Betriebsablaufes, im Hinblick auf die größere Lösung 
zu treffen waren. Der Bundesschatzminister hat des- 
halb am 16. Dezember 1965 mit Eigentümern sowohl 
der Blohm & Voss AG als auch der Deütsche Werft 
AG hierüber Verhandlungen geführt. Es wmrde ver- 
einbart, zur Vorbereitung der endgültigen Entschei- 
dung über den dritten Werftpartner zunächst Einler- 
suchungen darüber anzustellen, welche Werftgrup- 
pierung im Hamburger Raum als volks- und be- 
triebswirtschaftlich sinnvollste Lösung anzuschen 
sei. 

In di('sem Zusammenhang kam es zu einer Abspra- 
clu? mit den Eigentümern der Blohm & Voss AG, 
die die Vorbereitung der zv/eiten Stufe beschleuni- 
gen sollte. Am 5. und 6. Januar 1966 ist darauihin 
von Vorstandsmitgliedern der Howaldtswerke Ham- 
burg AG, der Blohm & Voss AG, H. C. Stiilckcui Sohn 
und einem Vertreter des Bundesschatzministeriums 
ein Bericht über eine mögliche Fusion Hamburger 
Großwerften unter Einschluß der Blohm & Voss AG 
erarbeitet worden. Das Bewertungsgutachten Ho- 
waldt Stülcken wurde Mitte Januar zu treuen Hän- 
den übergeben, nachdem die Eigentümer der Blohm 
8i Voss AG am 16. Dezember 1965 den Wunsch ge- 
äußert hatten, das vorliegende Gutachten über die 
Bewertung der Howmldtswerke Hamburg AG und 
der FI. C. Stülcken Sohn ein sehen zu können und 
sidi ihrerseits bereit erklärt hattem, Einblick in dic^ 
Unterlagen der Blohm & Voss AG zu gewähren. 

Am 26. Januar 1966 fand die am 16. Dezember 1965 
vereinbarte Besprechung zwischen dem Bundes- 
schatzministerium und den Eigentümern der Dcuitscho 
Werft AG statt, um ein Urteil über die Vor- und 
Nachteile eines Zusammengehens mit der Deutsche 
Werft AG zu gewinnen. 

Das Bundesschatzministerium hat sich an die am 
16. Dezember 1965 sowohl mit der Blohm & Voss 
AG als auch der Deutsche Werft AG abgesprochene 
Verhandlungslinie gehalten. Es ist den Eigentümern 
der Blohm & Voss AG gegenüber stets betont wor- 
den, daß bei dem fortgeschrittenen Stadium der Ver- 
handlungen zunächst der Zusammenschluß der Ho- 
waldis werke Hamburg AG mit H. C. Stülcken Sohn 
unter Beteiligung der Siemens & Halske AG zu voll- 
ziehen sei, die Erweiterung dieser Gruppe jedoch 
rasch folgen werde. 

Der von vornherein beabsichtigte größere Zusam- 
menschluß wurde deshalb in zwei Stufen angc'strebt, 
weil die vertraglichen Vorbereitungen für die erste 
Stufe vor dem Abschluß standen und die wirtschaft- 
liche Situation von H. C. Stülcken Sohn eine baldige 
Klarstellung hinsichtlich des Zusammenschlusses er- 
forderlich machte. Dem Wunsche der Blohm & Voss 
AG, die große Werftlösung in einem Schritt herbei- 
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zuführen, konnte daher nicht entsprochen werden. 
Am 8. Februar 1966 wurde die bereits am 16. De- 
zember 1965 abgegebene Erklärung in einem Schrei- 
ben an einen der Großaktionäre der Blohm & Voss 
AG, der als Gesprächspartner gegenüber dem Bun- 
desschatzministerium aufgetreten war, wiederholt. 
In diesem Schreiben sind auch Ausführungen über 
die Frage der Unternehmensbewertung enthalten. 
Die Blohm & Voss AG hatte es unterlassen, nach 
Einsichtnahme in das Bewertungsgutachten ihre Auf- 
fassung zu dem Bewertungsverfahren - wie am 
16. Dezember 1965 abgesprochen - gegenüber dem 
Bundesschatzministerium darzulegen. Die Blohm & 
Voss AG hatte eigene Vorstellungen über die Unter- 
nehmensbewertung, wie dem Bundesschatzministe- 
rium von anderer Seite bekanntwurde. 

In dem Schreiben vom 8. Februar 1966 ist deshalb 
darauf hingewiesen worden, daß in einer gemein- 
samen Besprechung geklärt werden müsse, ob das 
in der ersten Stufe angewandte Bewertungsverfah- 
ren von der Blohm & Voss AG anerkannt werde. 
Dieses Schreiben wurde nicht beantwortet. Die 


Eigentümer der Blohm & Voss AG haben vor der 
Bekanntgabe der Übernahme von FI. C. Stülcken 
Sohn durch die Blohm & Voss AG auch nicht mehr 
zum Ausdruck gebracht, daß sie sich an die mit 
dem Bundesschatzminister getroffene Absprache 
nicht mehr gebunden hielten. 

Der Zusammenschluß der Blohm & Voss AG mit 
H. C. Stülcken Sohn ist insoweit zu begrüßen, als 
dadurch eine größere Unternehmenseinheit geschaf- 
fen worden ist. Sie entspricht aber nicht den ur- 
sprünglichen Vorstellungen einer aus drei Werften 
gebildeten und international maßgeblichen Gruppe. 
Es ist nunmehr notwendig, in der durch den Zusam- 
menschluß der Blohm & Voss AG und FI. C. Stülcken 
Sohn geschaffenen Situation die sich anbietenden 
Möglichkeiten neu zu überdenken. Der Bundes- 
schatzminister wird dabei die Interessen der beiden 
bundeseigenen Werften nicht außer acht lassen 
dürfen. Das Ziel wird bei allen Überlegungen sein 
müssen, die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Werftindustrie am internationalen Schiffbaumarkt 
zu verbessern. 


Dr. Dollinger 



